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1. Einleitung 

Die Nutzungsplanung der Gemeinden legt die Berechnungsgrundlage für die zu er-
stellende Anzahl der Abstellplätze fest. Mit der Gesetzesrevision per 1. August 2025 

wird das Thema Parkierung verstärkt auf eine Gesamtverkehrsbetrachtung abge-

stützt. Neu sind Abstellplätze nicht mehr nur für Autos festzulegen, sondern allgemein 
für Verkehrsmittel (siehe Kap. 3.1). Damit wird den veränderten Bedürfnissen im Zu-
sammenhang mit einer nachhaltigen Mobilität Rechnung getragen. Neu sind neben 

Autos auch Velos und Motorräder sowie die qualitativen Aspekte der Abstellplätze 
(Lage und Ausstattung) für die jeweiligen Verkehrsmittel zu berücksichtigen. Mit der 
Ausweitung der Zweckbestimmung des Ersatzabgabefonds erhalten die Gemeinden 

zudem mehr Flexibilität, um die Mobilität zu gestalten. 

Die vorliegende Umsetzungshilfe wurde gemeinsam vom Amt für Raumentwicklung 

und dem Amt für Mobilität sowie unter Einbezug des Amtes für Abfall, Wasser, Ener-
gie und Luft erarbeitet. Dabei sind wertvolle Inputs aus der Zusammenarbeit mit den 
Gemeinden und Planungsbüros eingeflossen. Im Rahmen zukünftiger Revisionen der 

Umsetzungshilfe werden die Erfahrungen aus der Anwendung weiterhin einfliessen. 

Die nachfolgenden Musterbestimmungen werden den politischen Gemeinden und Pla-

nungsbüros als Hilfsmittel zur Verfügung gestellt. Einerseits wird damit angestrebt, 
dass die kommunalen Regelungen dem übergeordneten Recht entsprechen und im 
Rechtsmittelverfahren bestmöglich Bestand haben. Andererseits soll die Verwendung 

von Musterbestimmungen dazu beitragen, eine effiziente Abwicklung der Vorprü-
fungs- und Genehmigungsverfahren zu gewährleisten. Es steht den Gemeinden offen, 
ob sie die Musterbestimmungen anwenden möchten oder nicht. 

  

2. Übergeordnete Einordnung 
der PBG-Anpassung 

Flexibilisie-
rung der Ab-
stellplatzre-

gelung   

Seit dem Erlass der Bestimmungen zur Parkierung im Planungs- und Baugesetz 
(PBG, LS 701) haben sich die Grundlagen für das Erstellen oder Nicht-Erstellen von 
Abstellplätzen stark verändert. Die Situation rund um Abstellplätze aller Art ist eine 

andere als in den letzten Jahrzehnten. Damals ging es vor allem darum, eine genü-
gende Anzahl von Abstellplätzen beim Bau von Liegenschaften sicherzustellen, heute 
besteht vielerorts das Problem, dass – auf knapper werdendem Raum – tendenziell 

eher zu viele Abstellplätze erstellt werden müssen oder die erforderliche Anzahl Ab-
stellplätze den planerischen (orts- bzw. städtebaulichen) Zielen zuwiderläuft. 
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Die Anpassung basiert auf der Erkenntnis, dass die bestehenden Bestimmungen so-
wohl in Bezug auf die Erstellungspflicht als auch hinsichtlich der Art und Ausstattung 
der bereitzustellenden Abstellmöglichkeiten einer Revision bedürfen. 

In den nachfolgenden Kapiteln werden die konkreten Änderungen, deren Ziele sowie 
der mögliche Umgang damit aufgezeigt. Wo sinnvoll werden entsprechende Muster-

bestimmungen zur Verfügung gestellt. 

 

3. § 242 PBG – Anzahl Ab-
stellplätze für Verkehrs-
mittel 

3.1. Inhalt der Änderung 

 
alt neu per 01.08.2025 

Legende 

rot =  

gestrichen 

grün =  

geändert / 
neu 

1 Die Bau- und Zonenordnung legt die 

Zahl der Abstellplätze für Verkehrsmittel, 
insbesondere für Motorfahrzeuge, fest, 

die nach den örtlichen Verhältnissen, 
nach dem Angebot des öffentlichen Ver-
kehrs sowie nach Ausnützung und Nutz-

weise des Grundstücks für Bewohner, 
Beschäftigte und Besucher erforderlich 

sind.  

2 Im Normalfall soll die Zahl der Abstell-
plätze so festgelegt werden, dass die 

Fahrzeuge der Benützer einer Baute oder 
Anlage ausserhalb des öffentlichen Grun-
des aufgestellt werden können. Besteht 

ein überwiegendes öffentliches Interesse, 
insbesondere des Verkehrs oder des 
Schutzes von Wohngebieten Natur- und 

Heimatschutzobjekten, Luft und Gewäs-
ser, kann die Zahl der erforderlichen 
Plätze tiefer angesetzt und die Gesamt-

zahl begrenzt werden. 

1 Die Bau- und Zonenordnung legt die 

Zahl der Abstellplätze für Verkehrsmittel 
fest, die nach den örtlichen Verhältnissen, 

nach dem Angebot des öffentlichen Ver-
kehrs sowie nach Ausnützung und Nutz-
weise des Grundstücks für Bewohner, 

Beschäftigte und Besucher erforderlich 
sind.  

2 Die Zahl der Abstellplätze soll so festge-
legt werden, dass die Verkehrsmittel der 
Benützer einer Baute oder Anlage aus-

serhalb des öffentlichen Grundes aufge-
stellt werden können. Besteht ein über-
wiegendes öffentliches Interesse, kann 

die Zahl der erforderlichen Plätze tiefer 
angesetzt und die Gesamtzahl begrenzt 
werden. 
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Differenzie-
rung der Ver-
kehrsmittel 

Die Gemeinden legen in ihren Bau- und Zonenordnungen (BZO) die erforderliche An-
zahl an Abstellplätzen für Verkehrsmittel (Personenwagen (PW), Motorräder, Velo) 
fest. Dabei sind die Voraussetzungen für die Erreichbarkeit, wie z.B. das Angebot des 

öffentlichen Verkehrs aber auch Aspekte wie Topografie oder öffentliches Versor-
gungsangebot in der Gemeinde (öffentliche Veloabstellmöglichkeiten etc.) zu berück-
sichtigen. 

Bislang standen dabei die Festlegungen für Motorfahrzeuge im Fokus. Dabei wurden 
meist Regelungen zur Berechnung von Abstellplätzen für PWs in den BZOs verankert. 

Mit der Streichung der Formulierung «insbesondere Motorfahrzeuge» wurde klarge-
stellt, dass für alle Verkehrsmittel ein Abstellplatz vorzusehen ist. Dies geht einher mit 

dem Ersatz des Begriffs Fahrzeuge durch Verkehrsmittel in § 242 Abs. 2 PBG. 

Die hier vorliegenden Umsetzungshilfe bezieht sich auf strassentaugliche Verkehrs-

mittel im Privatbesitz. Im Vordergrund stehen PWs, Velos, E-Bikes und Motorräder. 
Motorisierte Fahrräder (Mofas) mit einer Höchstgeschwindigkeit von 30 km/h unterlie-
gen einer Zulassungspflicht (gelbes Kennzeichen) und dürfen Veloabstellanlagen nut-

zen, wenn dies ausdrücklich erlaubt ist. Unter diese Kategorie fallen auch schnelle E-
Bikes (bis 45 km/h). Elektrisch betriebene Motorroller mit Sitz sind auf Abstellplätzen 
für Motorräder abzustellen. Elektrisch betriebene Kleinfahrzeuge wie E-Trottinette, 

Hoverboards, Solowheels und E-Skateboards (Fahrzeugähnliche Geräte, FäG) sollten 
grundsätzlich nicht auf Veloabstellplätzen abgestellt werden. Aufgrund der konkreten 
Umstände im Einzelfall ist zu prüfen, ob für diese Verkehrsmittel geeignete Flächen in 

privaten Räumen zur Verfügung stehen (z.B. entsprechend grosse Keller, Reduits) 
oder ob zusätzliche Abstellflächen vorzusehen sind, oder ob diese Verkehrsmittel die 
Abstellplätze für Velos mitbenützen können.  

Ausweitung 
der öffentli-

chen Interes-
sen 

Das PBG legt die Grundsätze fest, welche die Berechnungsgrundlage für die Anzahl 
Parkplätze zu erfüllen hat. Es trägt dabei dem Bedürfnis Rechnung, in begründeten 

Fällen eine Einzelfallbeurteilung zu ermöglichen. 

Durch die Streichung «insbesondere des Verkehrs oder des Schutzes von Wohnge-

bieten oder Natur- und Heimatschutzobjekten, Luft und Gewässer» wurde klargestellt, 
dass die Gemeinden in ihrer Einzelfallbetrachtung auch weitere legitime Interessen 
berücksichtigen können. Die Gemeindeautonomie wird dadurch gestärkt. 
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3.2. Was ist beim Vollzug zu beachten 

 

Der Grenzbe-
darf ist für 

jedes Ver-
kehrsmittel 
festzulegen 

 

 

 
 
 

 
 
 

 

 

 

 

 

 

Rundungsre-

gel 

 

 

Grenzbedarf 

und Relation 
verschiede-
ner Ver-

kehrsmittel 

Gemeinden legen in ihrer BZO für die einzelnen Nutzungsarten (Wohnen/Ge-
werbe/Dienstleistungen/Büros) die Anzahl Abstellplätze neu zwingend für alle Ver-

kehrsmittel gestützt auf § 242 Abs. 1 PBG fest.  

Für die Bemessung der Abstellplätze für Personenwagen steht den Gemeinden die 

kantonale «Wegleitung zur Regelung des Parkplatzbedarfs in kommunalen Erlassen» 
(Stand 15. Juni 2018, Entwurf für Vernehmlassung) zur Verfügung. Sie stellt ein ein-
fach zu handhabendes Hilfsmittel dar, welches sich einerseits auf die aktuelle VSS-

Norm zur Ermittlung des Parkplatzbedarfs und andererseits auf das kantonale Raum-
ordnungskonzept abstützt. Um lokalen individuellen Rahmenbedingungen Rechnung 
tragen zu können, legt die Wegleitung sowohl einen minimalen wie einen maximalen 

Wert für den massgeblichen Parkplatzbedarf fest, innerhalb derer die tatsächliche An-
zahl festgelegt wird. Die Wegleitung ist abrufbar unter (www.zh.ch/kommverkehr). 

Für Motorräder wird empfohlen, 10% der minimal erforderlichen Parkplätze für Perso-
nenwagen festzusetzen (vgl. VSS 40 067 Angebot für Motorräder) [Stand 13.03.2026: 
noch nicht publiziert] 

Für die Herleitung des Bedarfs an zu erstellenden Veloabstellplätzen steht den Ge-
meinden die Arbeitshilfe Veloparkierung der Fachstelle Veloverkehr des Kantons Zü-

rich zur Verfügung (www.velo.zh.ch/ > Verkehrsplanung > Veloparkierung). Diese er-
setzt Kap. 6 Wegleitung der Regelung des Parkplatzbedarfs in kommunalen Erlassen, 
Stand 2018 Fassung für die Vernehmlassung.  

 

Bei der Berechnung des Abstellplatzbedarfs ist grundsätzlich zu berücksichtigen, dass 

die ermittelte Anzahl am Schluss zu runden ist. Dabei wird empfohlen auf mathemati-
sches Runden zu setzen, also ab 0.5 aufzurunden. Mengen unter 0.5 dürfen auf 0 ab-
gerundet werden, sofern davon ausgegangen werden kann, dass damit keine über-

mässige Nutzung der Abstellplätze auf öffentlichem Grund resultiert.  

Mit § 242 Abs. 1 PBG werden die Grundsätze der Ermittlung des Grenzbedarfs gere-

gelt. Diese Ermittlung ist für jedes Verkehrsmittel getrennt vorzunehmen. Ausgehend 
vom Grenzbedarf wird der tatsächliche Bedarf bestimmt, indem Reduktionsfaktoren 
angewendet werden. Klassischerweise sind dies in erster Linie der Handlungsraum 

gemäss Raumordnungskonzept (ROK) sowie die ÖV-Güteklassen (massgebender 
Bedarf mit min./max.); zudem kann auch die Qualität der Erschliessung für den Fuss- 
und Veloverkehr berücksichtigt werden (siehe z.B. Kap. 5.3 Wegleitung zur Regelung 

des Parkplatzbedarfs in kommunalen Erlassen, Stand 2018 Fassung für die Vernehm-
lassung). Weiter können überwiegende öffentliche Interessen Reduktionen rechtferti-
gen. § 242 Abs. 2 PBG bestimmt, dass Herleitung und Reduktionsfaktoren so festzu-

legen sind, dass die Verkehrsmittel der Benützerinnen und Benützer einer Baute oder 
Anlage ausserhalb des öffentlichen Grundes abgestellt werden können. Werden 

www.zh.ch/kommverkehr
http://www.velo.zh.ch/
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verschiedene Verkehrsmittel zueinander ins Verhältnis gesetzt, ist darzulegen, wie 
diese Prämisse eingehalten wird. Bei der Kombination von PW und ÖV hat die lang-
jährige Praxis gezeigt, dass eine gute ÖV-Erschliessung den Bedarf an PW-Abstell-

plätzen reduziert. Für weitere Verkehrsmittelkombinationen sind belastbare Erfah-
rungswerte bislang nur eingeschränkt vorhanden. Studien zeigen jedoch, dass Sha-
ring-Angebote private PW ersetzen können. Voraussetzung ist allerdings, dass solche 

Angebote langfristig gesichert werden. Wird das Velo als Hauptverkehrsmittel vorge-

sehen, ist eine erhöhte Anzahl Abstellplätze für Spezialfahrzeuge wie Veloanhänger 
oder Cargovelos sowie FäG bereitzustellen. Da diese Systeme im Zusammenspiel 

verschiedener Angebote den effektiven Bedarf an PW-Abstellplätzen beeinflussen 
können, wird empfohlen, entsprechende Lösungen im Rahmen eines Mobilitätskon-
zepts zu regeln (vgl. dazu die nachstehenden Erläuterungen zu § 243 PBG). 

Nachweis 
des überwie-

genden öf-
fentlichen In-
teressens 

Die Gemeinde kann die erforderliche Anzahl Abstellplätze begrenzen. § 242 Abs. 2 
PBG ist dabei in die Festlegung der Anzahl Abstellplätze einzubeziehen. Es steht den 

Gemeinden frei, das öffentliche Interesse im Rahmen der BZO näher zu konkretisie-
ren. Dieses ist im Planungsbericht nach Art. 47 RPV plausibel nachzuweisen.  

 

4. § 243 PBG – Erstellungs-
pflicht 

4.1. Inhalt der Änderung 

 
alt neu per 01.08.2025 

Legende 

rot =  
gestrichen 

grün =  
geändert / 

neu 

1 Abstellplätze sind im gebotenen Aus-

mass zu schaffen 

a) Bei Neuerstellung von Bauten und An-

lagen, 
b) Bei allgemeinen baulichen Änderun-

gen, die einen erheblichen Teil der 

Baute oder Anlage erfassen oder 
durch die einen wesentliche andere 
Nutzung als bisher ermöglicht wird, 

c) Bei Nutzungsänderungen, die voraus-
sichtlich wesentlich andere Verkehrs-
bedürfnisse schaffen.  

2 Bei bestehenden Bauten und Anlagen 
kann ohne Zusammenhang mit Änderun-

gen die Schaffung oder Aufhebung von 

1 Abstellplätze sind im gebotenen Aus-

mass zu schaffen 

d) Bei Neuerstellung von Bauten und An-

lagen, 
e) Bei allgemeinen baulichen Änderun-

gen, die einen erheblichen Teil der 

Baute oder Anlage erfassen oder 
durch die einen wesentliche andere 
Nutzung als bisher ermöglicht wird, 

f) Bei Nutzungsänderungen, die voraus-
sichtlich wesentlich andere Verkehrs-
bedürfnisse schaffen.  

2 Auf Antrag der Bauherrschaft kann in 

der Baubewilligung eine tiefere Zahl an 

erforderlichen Abstellplätzen festgelegt 
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Abstellplätzen verlangt werden, wenn der 
bisherige Zustand regelmässig Verkehrs-
störungen oder andere Übelstände be-

wirkt oder wenn die Beschäftigtenpark-
plätze die festgesetzte Gesamtzahl er-
heblich überschreiten. Die Verpflichtung 

muss nach den Umständen technisch und 

wirtschaftlich zumutbar sein. 

 

werden, wenn sichergestellt ist, dass 

dadurch die Abstellplätze auf öffentlichem 

Grund nicht übermässig in Anspruch ge-

nommen werden.  

3 Bei bestehenden Bauten und Anlagen 

kann ohne Zusammenhang mit Änderun-

gen die Schaffung oder Aufhebung von 
Abstellplätzen verlangt werden, wenn der 

bisherige Zustand regelmässig Verkehrs-
störungen oder andere Übelstände be-
wirkt oder wenn die Beschäftigtenpark-

plätze die festgesetzte Gesamtzahl er-
heblich überschreiten. Die Verpflichtung 
muss nach den Umständen technisch und 

wirtschaftlich zumutbar sein. 

 

Reduktion im 
Rahmen der 

Baubewilli-
gung 

Bauherrschaften sind grundsätzlich verpflichtet, die in der BZO vorgeschriebene An-
zahl Abstellplätze im Bewilligungsverfahren bei Neubauten sowie bei baulichen Erwei-

terungen oder Nutzungsänderungen nachzuweisen. Die Gemeinden überprüfen die 
Einhaltung dieser Pflicht. 

Bislang war in der BZO eine Bestimmung erforderlich, welche die Unterschreitung des 
ermittelten Bedarfs an Abstellplätzen zuliess. Neu ermöglicht dies das kantonale 
Recht mit § 243 Abs. 2 PBG. Danach kann die Zahl der Abstellplätze auf Antrag der 

Bauherrschaft reduziert werden, sofern die Abstellplätze auf öffentlichem Grund 
dadurch nicht übermässig beansprucht werden. 

Die Bestimmung ist direkt anwendbar und bedarf keiner Umsetzung in der BZO. Über 
den entsprechenden Antrag entscheidet die Gemeinde. 

 

4.2. Was ist beim Vollzug zu beachten 

Nachweis 

keiner über-
mässigen 
Beanspru-

chung der 
Abstellplätze 
auf öffentli-

chem Grund  

 

Für die Bauherrschaft führt die neue Regelung zu einer Erleichterung, indem sie eine 

Reduktion bis hin zur Befreiung von der Erstellungspflicht ermöglicht. Bauvorhaben 
können dadurch flexibler geplant werden, da Abstellplätze nicht in jedem Fall zwin-
gend zu erstellen sind. Vorbehalten bleibt die Erfüllung des Behindertengleichstel-

lungsgesetzes (BehiG).  

Für die Gemeinden bedeutet die Änderung, dass die Anzahl Pflichtabstellplätze im 

Baugebiet bedarfsgerechter festgelegt werden kann. Dies begünstigt unter anderem 
die Siedlungsverdichtung, da beispielsweise eine neue Einliegerwohnung nicht mehr 
zwingend den in der BZO festgelegten Parkplatzbedarf auslösen muss. Zudem wird 

autoarmes Wohnen im gesamten Kanton Zürich erleichtert.  
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Mobilitäts-
konzept als 
Instrument 

zur Schaf-

fung von Pla-
nungssicher-

heit 

 

 

 
 

Regelungen 
der Gemein-
den 

 
 

 

 

Unternehmen erhalten ihrerseits die Möglichkeit, den Parkplatzbedarf genauer auf die 
konkreten Bedürfnisse auszurichten. 

Im Vollzug ist sicherzustellen, dass Abstellplätze auf öffentlichem Grund nicht über-
mässig beansprucht werden. Es obliegt der Gemeinde zu bestimmen, in welcher 
Form der entsprechende Nachweis zu erbringen ist. In der Regel ist hierfür ein Bündel 

von Massnahmen erforderlich, das im Zusammenspiel den angestrebten Effekt erzielt. 

Im Zentrum der Beurteilung stehen die Erreichbarkeit des Baugrundstücks sowie die 
Mobilitätsbedürfnisse der voraussichtlichen Nutzenden (Bewohnende, Besuchende 

und Gewerbe).   

In der Praxis hat sich bei komplexeren Fragestellungen der Einsatz eines Mobilitäts-

konzepts für den erforderlichen Nachweis bewährt. Der Kanton Zürich zeigt in seinem 
Merkblatt «Mobilitätskonzepte» (www.zh.ch/kommverkehr) das Zusammenspiel zwi-
schen Bauherrschaft und Gemeinde auf und legt dar, welche Elemente zu berücksich-

tigen sind, um bei reduzierter Anzahl Parkplätzen eine übermässige Beanspruchung 
des öffentlichen Grundes zu vermeiden. 

Gemäss § 243 Abs. 2 PBG bedarf es keiner zusätzlichen Regelung in der BZO. Den 
Gemeinden wird dennoch empfohlen, ein Merkblatt mit entsprechenden Anforderun-
gen zu erlassen. So kann die Rechtssicherheit über die einzureichenden Unterlagen 

für eine Reduktion der erforderlichen Abstellplätze erhöht werden.  

Alternativ oder ergänzend können diese Anforderungen auch in Form einer BZO-Be-

stimmung grundeigentümerverbindlich festgelegt werden. Nachfolgend werden mögli-
che Musterbestimmungen zur Regelung der Voraussetzungen für eine Reduktion des 
Abstellplatzbedarfs in der BZO bzw. in einer Parkplatzverordnung (PPVO) zur Verfü-

gung gestellt. 

 

 Musterbestimmungen  

  

1 Für autoarme oder autofreie Nutzungen 

gem. § 243 PBG ist nachzuweisen, dass 
durch die Reduktion die Abstellplätze auf 
öffentlichem Grund nicht übermässig in 

Anspruch genommen werden. 

 2 Der Minimalparkplatzbedarf an Besu-

cher-, Kunden- und hindernisfreien Ab-
stellplätzen darf nicht unterschritten wer-
den. 

3 Der Nachweis enthält mindestens:  

a) Ziele und Massnahmen zur Reduk-
tion der Nachfrage im motorisierten 
Individualverkehr; 

Hinweise: 

Die Regelungsvorschläge in Ziff. 1-3 ha-

ben zum Ziel, sicherzustellen, dass die 
Unterschreitung des Pflichtabstellbedarfs 
gem. § 243 Abs. 2 PBG nicht zu einer 

Überbeanspruchung der Parkplätze auf 
öffentlichem Grund führt.  

Der Minimalparkplatzbedarf wird in der 
BZO bzw. PP-VO geregelt. 
 

 

 

http://www.zh.ch/kommverkehr
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b) Indikatoren zur Beurteilung der Be-
anspruchung des öffentlichen Grun-
des; 

c) Grenzwerte zur Überbeanspru-
chung des öffentlichen Grundes; 

d) Eine Wirkungskontrolle / Monitoring 
zur Überprüfung der Massnahmen 
und des Standes der Beurteilungs-
indikatoren; 

e) Angaben zu Anreizen zur Benüt-
zung des öffentlichen Verkehrs und 
des Langsamverkehrs; 

f) Vorgehen und zusätzliche Mass-
nahmen bei Nichteinhaltung der 
Grenzwerte gemäss lit. c.  
 

4 Der Nachweis und dessen Umsetzung 
bilden eine Auflage zur Baubewilligung 
gemäss § 321 PBG. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

5. § 244 PBG – Lage und Ge-
staltung der Abstellplätze 

5.1. Inhalt der Änderung 

 
alt neu per 01.08.2025 

Legende 

rot =  
gestrichen 

grün =  
geändert / 

neu 

1 Die Abstellplätze müssen auf dem Bau-

grundstück oder in nützlicher Entfernung 
zum Baugrundstück liegen.  

2 Sie müssen auch unter Berücksichti-
gung eines künftigen Strassenausbaus 
verkehrssicher angelegt sein; in Stras-

senabstandbereichen dürfen Pflichtplätze 
nur liegen, wenn die spätere Verlegung 
auf Kosten des Pflichtigen möglich ist und 

rechtlich gesichert wird. 

1 Die Abstellplätze müssen gut zugäng-

lich sein und in nützlicher Entfernung zum 
Baugrundstück liegen. Dabei sind die 

Verkehrsmittel unterschiedlich zu be-

trachten.  

2 Sie müssen auch unter Berücksichti-

gung eines künftigen Strassenausbaus 
verkehrssicher angelegt sein; in Stras-
senabstandbereichen dürfen Pflichtplätze 

nur liegen, wenn die spätere Verlegung 
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3 Eine angemessene Anzahl Abstellplätze 
ist an leicht zugänglicher Lage für Besu-
cher vorzusehen. Die nicht für Besucher 

vorgesehenen Abstellplätze müssen un-
terirdisch angelegt oder überdeckt wer-
den, wenn dadurch die Nachbarschaft 

wesentlich geschont werden kann, die 

Verhältnisse es gestatten und die Kosten 
zumutbar sind.  

 

auf Kosten des Pflichtigen möglich ist und 
rechtlich gesichert wird. 

3 Eine angemessene Anzahl Abstellplätze 
ist an leicht zugänglicher Lage für Besu-
cher vorzusehen. Die nicht für Besucher 

vorgesehenen Abstellplätze für Motor-

fahrzeuge müssen unterirdisch angelegt 
oder überdeckt werden, wenn dadurch 

die Nachbarschaft wesentlich geschont 
werden kann, die Verhältnisse es gestat-
ten und die Kosten zumutbar sind.  

4 In der Bau- und Zonenordnung können 

die Anforderungen an die Ausstattung der 

Abstellplätze genauer geregelt werden. 

 

 

Flexibilisie-
rung der 
Lage von Ab-

stellplätzen 
sowie Anfor-
derungen an 

die Gestal-
tung 

Das PBG definiert mit § 244 die Rahmenbedingungen wo und mit welcher Qualität die 
Abstellplätze zu erstellen sind. 

Bis anhin mussten die Abstellplätze grundsätzlich auf dem Baugrundstück erstellt wer-
den. Alternativ war ihre Realisierung in nützlicher Entfernung auf einem Drittgrund-
stück zulässig. 

Mit der neuen Regelung entstehen zusätzliche Spielräume in der Bodennutzung. Dies 
erleichtert insbesondere die Entwicklung nach innen, da ein durch bauliche Erweite-

rungen (z. B. Aufstockung, Dachstockausbau etc.) ausgelöster zusätzlicher Bedarf an 
Abstellplätzen nicht mehr zwingend auf dem eigenen Baugrundstück gedeckt werden 

muss. 

Bisher war es nicht möglich, die Gestaltung der Abstellplätze weitergehend zu konkre-
tisieren. Mit der Änderung von § 244 Abs. 1 PBG wird die Realisierung von Pflicht-

parkplätzen vereinfacht. Dabei sind die unterschiedlichen Bedürfnisse der einzelnen 
Verkehrsmittel angemessen zu berücksichtigen. 

Mit der Ergänzung von Abs. 4 erhalten die Gemeinden zudem neu die Möglichkeit, 
qualitative Anforderungen an die Gestaltung von Abstellplätzen – etwa hinsichtlich 
Überdachung oder Ladeinfrastruktur – verbindlich vorzugeben. 
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5.2. Was ist beim Vollzug zu beachten 

Lage Aufgrund der neuen Ausgangslage sind die Gemeinden im Vollzug gehalten, die 

«gute Zugänglichkeit» zu konkretisieren. Zudem gewinnt die Beurteilung der «nützli-
chen Entfernung» an Bedeutung. Dabei sind die unterschiedlichen Bedürfnisse der 
einzelnen Verkehrsmittel zwingend zu berücksichtigen. Die Anforderungen der Ver-

kehrserschliessungsverordnung (VErV, LS 700.4) sind zu berücksichtigen.  

Nicht motorisierte Fahrzeuge sollten grundsätzlich einen Abstellplatz auf dem Bau-

grundstück erhalten, um deren Nutzung gezielt zu fördern. Die Anforderungen an Ab-
stellplätze für mobilitätseingeschränkte Personen sind einzuhalten. Besucherabstell-
plätze sind für sämtliche Verkehrsmittel an gut erreichbarer Lage bereitzustellen. 

Die Beurteilung der guten Zugänglichkeit setzt sich aus den Bedürfnissen der Grund-
stücksnutzung und der Art des Verkehrsmittels zusammen. Spezifische Informationen 

zu den Anforderungen von Veloabstellplätzen stehen in der Arbeitshilfe der Fachstelle 
Veloverkehr des Kantons Zürich (www.velo.zh.ch/ > Verkehrsplanung > Veloparkie-
rung, vgl. Veloparkierung, Kap. 2.7) zur Verfügung. Zudem hat der VSS an eine neue 

Norm für die Parkierung von Motorrädern erarbeitet [VSS 40 067 Angebot für Motorrä-
der, Stand 14.04.2026: Noch nicht veröffentlicht]. 

Die «nützliche Entfernung» ist anhand der konkreten örtlichen Gegebenheiten zu be-
urteilen. Nach der geltenden Praxis zu § 244 Abs. 1 PBG gilt eine Distanz dann als 
nützlich, wenn davon auszugehen ist, dass durchschnittliche Benützende die Abstell-

plätze tatsächlich aufsuchen. Gemäss dem Verwaltungsgerichtsurteil VB.2007.00067 
aus dem Jahr 2007 kann im Innenstadtbereich für PW beispielsweise eine Distanz 
von 300 m ohne Weiteres als «nützliche Entfernung» im Sinne der Bestimmung quali-

fiziert werden. In der Arbeitshilfe der Fachstelle Veloverkehr des Kantons Zürich fin-
den sich zudem weiterführende Hinweise zur «nützlichen Entfernung» von Veloabstel-

lanlagen (www.velo.zh.ch/ > Verkehrsplanung > Veloparkierung). 

Gestaltung  Gestützt auf den neuen § 244 Abs. 4 PBG können die Gemeinden in der BZO die An-
forderungen an die Ausstattung von Abstellplätzen näher konkretisieren. Dadurch er-

halten sie die Möglichkeit, etwa Ladeinfrastrukturen für E-Fahrzeuge auf Privatgrund 
oder qualitative Standards für Veloabstellplätze vorzuschreiben. 

Die Änderung unterstützt die Umsetzung kommunaler Energieziele und Strategien, in-
dem entsprechende Vorgaben grundeigentümerverbindlich festgesetzt werden kön-
nen und sich nicht mehr auf den öffentlichen Raum beschränken. 

Zur Nutzung der Möglichkeit nach § 244 Abs. 4 PBG legen die Gemeinden die Anfor-
derungen an die Ausstattung von Abstellplätzen in der BZO fest. Es wird empfohlen, 

entsprechende Handlungsanweisungen im kommunalen Richtplan Verkehr zu veran-
kern sowie fachlich zu begründen und herzuleiten. 

Den Gemeinden stehen hierfür verschiedene etablierte Umsetzungshilfen, Normen, 
Leitfäden und Merkblätter zur Verfügung. Der Kanton Zürich stellt zu ausgewählten 

http://www.velo.zh.ch/
http://www.velo.zh.ch/
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Themen entsprechende Zusammenstellungen für die Anwendung im Kanton Zürich 
bereit: 

Veloparkierung:  Arbeitshilfe Veloparkierung der Kantonalen Fachstelle Veloverkehr 
 (www.velo.zh.ch/ > Verkehrsplanung > Veloparkierung). 
 Die Arbeitshilfe berücksichtig die gängigen Handbücher und Nor-

 men und ist mit entsprechenden Verweisen referenziert. 

Ladestationen: Merkblatt Infrastruktur für Elektrofahrzeuge in Gebäuden  

 (www.zh.ch/en-env > Weiterführende Informationen > Merk
 blätter und Downloads)  

Hinweis: Die Bestimmungen der BZO sind grundeigentümerverbindlich und müssen 
daher für sämtliche Grundeigentümer verständlich und nachvollziehbar formuliert sein. 
Es ist deshalb darauf zu achten, dass in der BZO keine dynamischen Verweise auf 

Normen oder Merkblätter aufgenommen werden. Solche Dokumente können geändert 
werden – womit sich die vom Souverän beschlossene Ausgangslage faktisch verän-
dern würde – oder sind nicht in jedem Fall kostenfrei zugänglich. Die BZO hat daher 

die Anforderung, gestützt auf die einschlägigen Grundlagen ausdrücklich zu formulie-
ren. Neu können Gemeinden beispielsweise zu folgenden Punkten Vorschriften erlas-
sen: 

- Diebstahlschutz  
- Vandalismusschutz 

- Witterungsschutz  
- Ladeinfrastruktur 

Musterbestimmungen 
 

X Für Abstellplätze sind folgende Anforde-
rungen zu erfüllen: 

Diebstahlschutz 

− X% der Abstellplätze für Velos sind 

als Langzeitabstellplätze gegen 
Diebstahl und Vandalismus ge-
schützt auszugestalten. 

 
 

Witterungsschutz 

− X% der Abstellplätze für Velos sind 

als Langzeitabstellplätze mit einem 
Witterungsschutz auszustatten. 
 

 

Varianten: 

Variante: Für Mehrfamilienhäuser ab 4 
Wohnungen sind für Abstellplätze fol-

gende Anforderungen zu erfüllen: 

 

− Für Velos und leichte Motorfahrräder 

im Sinne von Art. 18 lit. b der Ver-
ordnung über die technischen Anfor-
derungen an Strassenfahrzeuge 

(VTS) sind abschliessbare Räume 
oder Boxen in angemessener 
Menge vorzusehen.  

 
 

− Mindestens Anteil X% der erforderli-

chen Abstellplätze für Velos/ Motos 
sind nahe bei den Hauptzugängen, 
witterungsgeschützt und verkehrssi-

cher zugänglich anzuordnen. 

http://www.velo.zh.ch/
http://www.zh.ch/en-env
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Ladeinfrastruktur 

− Bei Neu- und Umbauten oder Nut-

zungsänderungen, durch die von 
den bisherigen Verhältnissen we-
sentlich abgewichen wird, ist die 

elektrische Basisinfrastruktur für Be-

wohner- und Beschäftigtenabstell-
plätze zur Einrichtung von Ladestati-

onen für Elektrofahrzeuge vorzube-
reiten. 
 

− In Veloräumen sind geeignete Lade-
punkte für E-Bikes vorzusehen. 

 
 
 

 
− Die Abstellplätze für Bewohnende 

und Beschäftigte sind mit elektri-

scher Basisinfrastruktur zu erstellen. 

Die Abstellplätze für Besucher und 
Kunden sind soweit zweckmässig 

mit Ladestationen zu erstellen. 
 

− Bei Langzeitabstellplätzen sind ge-

nügend Steckdosen für leichte Elekt-
rofahrzeuge vorzusehen. 

 

6. § 247 PBG – Ersatzabgabe-
fonds 

6.1. Inhalt der Änderung 

 
alt neu per 01.08.2025 

Legende 

rot =  

gestrichen 

grün =  
geändert / 
neu 

1 Die Gemeinden haben die Abgaben in 
einen Fonds zu legen, der nur zur Schaf-

fung von Parkraum in nützlicher Entfer-

nung von den belasteten Grundstücken 
oder zu einem dieser Grundstücken die-

nenden Ausbau des öffentlichen Verkehrs 
verwende werden darf. 

1 Die Gemeinden legen die Abgaben in 

einen Fonds fest, der nur für die Mobilität 

verwendet werden darf. Sie können den 

Verwendungszweck einschränken. Die 

entsprechende Regelung ist zu veröffent-

lichen. 

 

 

Ausweitung 
des Zwecks 

Der Ersatzabgabefonds dient dazu, finanzielle Mittel bereitzustellen, um die Erreich-
barkeit sicherzustellen, wenn weniger Abstellplätze realisiert werden, als gemäss BZO 
erforderlich wären. 

Bisher konnten die Mittel gestützt auf § 247 PBG ausschliesslich für die Erstellung von 
Abstellplätzen oder für den Ausbau des ÖV-Angebots verwendet werden. Neu ist es 

möglich, die Mittel auch für andere Massnahmen zur Sicherstellung der Erreichbarkeit 
einzusetzen. 
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6.2. Was ist beim Vollzug zu beachten 

Langfristige 
Verbesse-
rung der Mo-

bilität 

Mit der Erweiterung des Verwendungszwecks erlaubt § 247 PBG, die Mittel des Er-
satzabgabefonds auch für andere Projekte zur Sicherstellung der Erreichbarkeit ein-
zusetzen. Dabei ist sicherzustellen, dass die entsprechenden Massnahmen grund-

sätzlich zu einer dauerhaften Verbesserung der Mobilität in der Gemeinde beitragen. 

Die Gemeinde erlässt hierfür ein eigenes Fondsreglement, eine Umsetzung in der 
BZO wird nicht als zweckmässig erachtet. Hingegen bedarf die Tatsache, dass eine 

Ersatzabgabe für die Nichterstellung von Abstellplätzen für Motorfahrzeuge möglich 
ist einer grundeigentümerverbindlichen Regelung in der BZO.  

Um die Stringenz der verschiedenen Instrumente zur Mobilitätssteuerung sicherzu-
stellen, wird empfohlen, den Ersatzabgabefonds im kommunalen Richtplan Verkehr 
zu verankern und mit den Zielen des Gesamtverkehrssystems zu verknüpfen. 

 


